


Für die Eltern, Brüder, Schwestern, Lebensgefährt*innen
und Freund*innen, deren Liebsten von der Polizei und
anderen gewalttätigen staatlichen Institutionen getötet
wurden und die unbeirrt für eine gerechte Welt kämpfen.
 
 

* * *
 

Der Grad der Ungerechtigkeit und Unterdrückung, den
Menschen erfahren, hängt davon ab, wie viel
Ungerechtigkeit und Unterdrückung sie widerstandslos
hinnehmen. Alles ändert sich, wenn sie beginnen,
Widerstand zu leisten, mit Worten oder mit Fäusten – oder
mit beidem. Die Grenzen der Tyrannei werden von denen
gezogen, die sie erleiden.

Frederick Douglass, 1857
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Vorbemerkung des Übersetzers

Die grundlegende Herausforderung für Übersetzer*innen
besteht darin, einerseits dem Originaltext gerecht zu
werden und andererseits einen lesbaren Text in der
Sprache zu produzieren, in die sie übersetzen. Bei einem
Text wie diesem gesellen sich zwei weitere Schwierigkeiten
hinzu: Erstens handelt er von Themen, die die Anwendung
historisch belasteter Begriffe notwendig machen, vor allem
des Begriffs der ›Rasse‹, der in seiner kruden
biologistischen Deutung zum Aufhänger von kolonialer
Unterdrückung, Sklaverei und Völkermord wurde und in
seinen neueren, ›diskursiven‹ Varianten Vorurteile
reproduziert, die der Legitimation anhaltender
Diskriminierung dienen. Das englische race, und
Ableitungen wie racial, lassen sich im Deutschen nur
schwer wiedergeben, da der Begriff der ›Rasse‹ eine
andere Geschichte erfuhr. Zweitens sind die jeweiligen
Entscheidungen, die Menschen bezüglich einer
Übersetzung dieser Begriffe treffen, stark an politische
Überzeugungen gebunden. Das heißt, dass aus einer
Diskussion über ›bessere‹ und ›schlechtere‹ Übersetzungen
schnell eine Diskussion über ›bessere‹ und ›schlechtere‹
Antirassist*innen werden kann. Letztlich blieb mir in
diesem Kontext keine andere Möglichkeit, als auf der Basis
politischer Erfahrungen, der Lektüre relevanter Texte und
der Diskussion mit Freund*innen und Genoss*innen die
Entscheidungen zu treffen, die mir für die Lektüre und das



Verständnis dieses Buches im Deutschen am hilfreichsten
erschienen.

Der Begriff race wurde generell als ›Rasse‹ in
Anführungszeichen übersetzt, um zu betonen, dass die
Bedeutung des Begriffs über biologistische
Interpretationen hinausgeht und er sich in erster Linie auf
Bevölkerungsgruppen bezieht, die im Zuge eines
Rassifizierungsprozesses zu ›Rassen‹ gemacht werden. In
historischen Zitaten, die mit einem biologistischen
Rassenbegriff operieren, wurden die Anführungszeichen
weggelassen, ebenso in gängigen zusammengesetzten
Begriffen wie ›Rassentrennung‹ oder
›Rassendiskriminierung‹.

›Schwarz‹ wurde in Bezug auf als ›Schwarz‹ identifizierte
Menschen, deren Gemeinden, Organisationen usw.
durchgehend großgeschrieben. Dabei folgte ich der in
linken und antirassistischen Kreisen gängigen Praxis, die
politische Deutung und Selbstaneignung des Begriffs zu
betonen sowie der Schreibweise im Original. Bei Zitaten, in
denen sich black kleingeschrieben fand, wurde ›schwarz‹
auch in der Übersetzung kleingeschrieben. Die
Großschreibung des Adjektivs ›Braun‹ und die
Kleinschreibung des Adjektivs ›weiß‹ folgen – im gleichen
Bedeutungszusammenhang – ebenso dem Original.

Gerade wenn sich Übersetzungen aus dem Englischen
schwierig gestalten, neigt man heute leicht dazu, Begriffe
im Original zu belassen, weil Leser*innen sie vermeintlich
ohnehin verstehen. Ich habe mich bemüht, diesen
Versuchungen so weit wie möglich zu widerstehen. Zu viele



unübersetzte Begriffe wirken sich irgendwann auch auf die
Lesbarkeit aus. Insofern wurden nur Fachausdrücke,
charakteristische Phrasen oder Wortneuschöpfungen
unübersetzt belassen, wenn meine Vorstellungskraft für
eine verständliche deutsche Übersetzung nicht ausreichte.
Wo es mir dienlich erschien, wurden Erklärungen dieser
Begriffe in Fußnoten hinzugefügt. Englische Begriffe mit
Wiedererkennungswert folgen der deutschen Übersetzung
manchmal in Klammer. Gelegentlich werden
Übersetzungen auch in Fußnoten erläutert und/oder das
englische Original dort angegeben.

Alle Zitate aus englischen Originaltexten wurden von mir
übersetzt. Wenn aus Quellen zitiert wurde, von denen
deutsche Übersetzungen vorliegen, wurden Hinweise auf
diese den bibliographischen Referenzen hinzugefügt.

Die bibliographischen Referenzen finden sich im Anhang
des Buches als Endnoten. Die zur Erläuterung bestimmter
Begriffe, Ereignisse oder Personen eingefügten Fußnoten
wurden von mir verfasst.

Gegendert wurde selektiv. Einerseits soll das Maskulinum
nicht als universell vorausgesetzt werden, aber
andererseits können sich, je nach Text, auch Gender-
Sternchen oder Unterstriche irgendwann auf die
Lesbarkeit auswirken. Insofern wurden hier unbestimmte
Gruppen (z.B. Amerikaner*innen oder Aktivist*innen) mit
Gender-Sternchen geschrieben, Funktionsträger wie
Beamte oder Unternehmer jedoch ohne. Ausnahmen
wurden gemacht, wenn die grammatische Kohärenz sie
erforderte. In Zitaten wurde in der Regel nicht gegendert,



außer wenn die Quelle (z.B. Erklärungen zeitgenössischer
Aktivist*innen) es nahelegte. In direkter Rede wurde
durchgehend aufs Gendern verzichtet. All diese
Entscheidungen sind Kompromisse und die Grenzen unklar
definiert.
 
Gabriel Kuhn, März 2017



Einleitung: Schwarzes Erwachen in
Obamas Amerika

Es betrübt mich keineswegs, dass Schwarze Amerikaner rebellieren. Das war
nicht nur unvermeidlich, sondern in höchstem Maße erwünscht. Ohne das
wunderbare Feuer, das unter Schwarzen lodert, gäbe es weiterhin nichts als
Ausweichmanöver und leere Versprechen. Aber Schwarze Menschen haben
mit der Apathie und Passivität der Vergangenheit abgeschlossen. Mit
Ausnahme der Ära der Reconstruction[a] haben sie auf amerikanischem
Boden, auf dem sie seit Generationen leben, noch nie mit so viel Mut und
Kreativität für ihre Freiheit gekämpft. Wir leben in einer Zeit des Lichts und
des Erwachens. Die Erfahrung ist schmerzvoll, aber unvermeidbar. …
Angesichts dieser Herausforderungen ist die Schwarze Revolution viel mehr
als ein Kampf für die Rechte von Schwarzen Menschen. Sie zwingt Amerika,
allen seinen Mängeln ins Auge zu sehen: Rassismus, Armut, Militarismus,
Materialismus. Sie entblößt die Übel unserer Gesellschaft und macht
deutlich, dass diese nicht oberflächlich, sondern strukturell tief verwurzelt
sind. Das bedeutet auch, dass es wirklich um eine radikale Transformation
dieser Gesellschaft geht. … Die Dissidenten von heute lassen die
selbstzufriedene Mehrheit wissen, dass eine weitere Verleugnung ihrer
gesellschaftlichen Verantwortung in dieser turbulenten Welt zu Desaster und
Tod führen wird. Amerika hat sich noch nicht verändert, weil nach wie vor zu
viele Menschen denken, dass dies nicht geschehen muss – aber das ist eine
Illusion derer, die auf ihren eigenen Untergang zugehen. Amerika muss sich
ändern, weil 23 Millionen Schwarzer Bürger und Bürgerinnen nicht mehr
bereit sind, die erbärmlichen Umstände ihrer Leben hinzunehmen. Sie haben
das Tal der Hoffnungslosigkeit verlassen und im Kampf Stärke gefunden.
Zusammen mit verbündeten Weißen werden sie an den Mauern ihres
Gefängnisses rütteln, bis dieses in sich zusammenbricht. Amerika muss sich
verändern.

Martin Luther King Jr., A Testament of Hope, 1969
 
Martin Luther King schrieb diese Worte wenige Wochen vor
seiner Ermordung, als die ›in höchstem Maße erwünschte‹
Schwarze Rebellion auf den Straßen der USA ausbrach und
die selbstgerechte Erzählung vom Amerikanischen Traum



als hohl entlarvte. Auch wenn die US-Gesellschaft als
wohlhabend angesehen wurde, prägten Arbeitslosigkeit,
Unterbeschäftigung, Substandard-Wohnungen und
Polizeigewalt das, was Malcolm X den ›Amerikanischen
Alptraum‹ der allermeisten Afroamerikaner*innen nannte.
Es waren diese Bedingungen, die mehr als eine halbe
Million Afroamerikaner*innen – beinahe genauso viele, wie
nach Vietnam geschickt wurden – während der 1960er-
Jahre im ›land of the free‹ dazu brachten, sich aufzulehnen.

Es macht selten Sinn, unterschiedliche Epochen zu
vergleichen. Es macht noch weniger Sinn, in die
Vergangenheit zu blicken und zu postulieren, dass sich
nichts verändert hat. Aber Kings Worte verweisen auf
schmerzhafte Parallelen zwischen der Vergangenheit und
der Gegenwart. Parallelen, die uns daran erinnern, dass die
Vergangenheit noch nicht vergangen ist. Während eines
Zeitraums von zehn Monaten, vom Sommer 2014 bis zum
Frühjahr 2015, wurden die USA von Massenprotesten
erschüttert, die von Afroamerikaner*innen angeführt
wurden. Anlass war die Ermordung eines jungen
Schwarzen Mannes, Michael Brown, durch die Polizei. In
der Sommerhitze des Augusts erhoben sich die Menschen
in Ferguson, Missouri, und lenkten die Aufmerksamkeit der
ganzen Welt auf die rassistischen Polizeipraktiken, die die
USA prägen. Acht Monate später explodierte etwa sechzig
Kilometer von der Hauptstadt des Landes entfernt die
Stadt Baltimore, nachdem Freddie Gray, ein weiterer
junger Afroamerikaner, von der Polizei ermordet worden
war.



Die Sätze von Martin Luther King könnten nach wie vor
das Entstehen dieser Protestbewegung beschreiben. Was
als lokaler Kampf gewöhnlicher Schwarzer Menschen[b] in
Ferguson begann, die in ihrer Forderung nach
Gerechtigkeit für Michael Brown mehr als hundert Tage
lang ›mit der Apathie und Passivität der Vergangenheit
abschlossen‹, entwickelte sich zu einer landesweiten
Bewegung gegen Polizeigewalt, die beinahe täglich zum
Tode unbewaffneter Afroamerikaner*innen führt. Es ist
keine Übertreibung zu behaupten, dass die Männer und
Frauen in Blau, die die Straßen der USA patrouillieren,
eine Lizenz zum Töten besitzen. Auch haben sie bewiesen,
dass sie wenige Skrupel haben, diese anzuwenden.
Polizeigewalt, inklusive Mord und versuchter Mord, richtet
sich in besonderem Maße gegen Afroamerikaner*innen.
Nehmen wir Philadelphia als Beispiel: einerseits die
Geburtsstätte der amerikanischen Demokratie,
andererseits die Heimat einer der brutalsten
Polizeieinheiten des Landes. Das Justizministerium fertigte
einen Bericht über die Arbeit der Polizei in Philadelphia
von 2007 bis 2013 an. Daraus geht hervor, dass 80  % der
Menschen, die von Schüssen der Polizei verletzt oder
getötet wurden, Afroamerikaner*innen waren, obwohl
Afroamerikaner*innen weniger als die Hälfte der
Bevölkerung ausmachen.[1] Aber die vielleicht wichtigste
Erkenntnis war, dass es trotz der Schüsse der Polizei auf
unbewaffnete Menschen – eine Praxis, welche die
Standards und Regeln der Polizeibehörde selbst verletzt –
praktisch unmöglich zu sein scheint, Polizeibeamte für ihr



kriminelles Verhalten zur Rechenschaft zu ziehen, um von
Anklagen, Gerichtsverfahren oder Gefängnisstrafen gar
nicht erst zu sprechen. In nur 88 von 382 Fällen von
Schussverletzungen durch die Polizei wurden Beamte eines
Fehlverhaltens bezichtigt. In 73  % dieser Fälle konnten die
Beamten ihrem Dienst ohne Einschränkungen weiter
nachgehen.[2]

Es sollte klar sein, dass die Morde durch die Polizei nur
die Spitze des Eisbergs sind. Das Problem ist das gesamte
Strafjustizsystem (criminal justice system). Ist es ein
Wunder, dass die neue Bewegung gegen Polizeigewalt
›Black Lives Matter‹ zu ihrem Slogan gemacht hat?
Schwarze Leben haben für die Polizei offenbar keinen Wert.
Es ist unmöglich, die enorme Polizeipräsenz in Schwarzen
Gemeinden zu verstehen, ohne sie im Kontext des
jahrzehntelangen ›Kriegs gegen die Drogen‹ (War on
Drugs) und der Auswirkungen der Masseninhaftierung zu
analysieren. In den USA leben 5  % der Weltbevölkerung,
aber 25  % aller Gefängnisinsassen. Davon sind mehr als
eine Million Afroamerikaner*innen. Schwarze Menschen
werden sechsmal so oft eingesperrt wie Weiße. Die extrem
hohe Inhaftierungsrate von Schwarzen Menschen, vor
allem von Schwarzen Männern, beruht auf einer
Rassifizierung von ›Gefahr‹ und ›Kriminalität‹. Damit
werden die Überwachung und Kontrolle Schwarzer
Gemeinden genauso legitimiert wie deren Konsequenzen.
Michelle Alexander hat in ihrem Buch The New Jim Crow
gezeigt, in welcher Form die Inhaftierung von Schwarzen
Männern zu sozialem Stigma und ökonomischer



Marginalisierung führt, was vielen dieser Männer kaum
andere Möglichkeiten lässt, als kriminell zu werden, um
sich einen Lebensunterhalt zu verdienen. Wenn weiße
Männern mit Vorstrafen genauso leicht einen Job
bekommen wie Schwarze Männer ohne Vorstrafen, dann
kann man sich vorstellen, was das für Schwarze Männer
mit Vorstrafen heißt. Das gesamte Strafjustizsystem hemmt
die Entwicklung afroamerikanischer Gemeinden – und der
Gesellschaft als ganzer.

Die Inhaftierungsraten sind nur ein Teil der Krise. Es sind
tief verankerte Stereotype, die es der Polizei erlauben,
Schwarze Menschen ungestraft zu töten: Schwarze seien
besonders gefährlich, sorglos und verantwortungslos,
würden keinen Schmerz und kein Leid fühlen und es
mangle ihnen an Empathie, Solidarität und Menschlichkeit.
Als Darren Wilson, der Polizist, der in Ferguson Mike
Brown erschoss, während einer Voruntersuchung die
Begegnung mit Brown schilderte, klang es so, als wäre er
auf ein Monster getroffen, nicht auf einen achtzehnjährigen
Jungen. Obwohl Wilson und Brown gleich groß waren,
berichtete Wilson, dass er ›wie eine Puppe‹ herumgeworfen
wurde und ein Schlag ins Gesicht durch Brown tödlich
gewesen wäre. Wilson beschrieb Brown zudem als
›Dämon‹, der ›grunzende Geräusche‹ von sich gab, bevor
er sich ohne Erklärung dazu entschied, einen Polizisten
anzugreifen, der bereits auf ihn geschossen hatte und
offenbar bereit war, es wieder zu tun.[3] Wilson schrieb
Brown sogar übermenschliche Kräfte zu, nämlich die
Fähigkeit, durch einen Kugelhagel zu laufen, was Wilson



keine andere Wahl ließ, als immer und immer wieder
abzudrücken.[4] Es ist eine unglaubwürdige Geschichte,
die darauf aufbaut, Brown seine Menschlichkeit bzw. sein
Mensch-Sein abzusprechen.

Die USA werden heute oft als ›farbenblind‹ oder ›post-
racial‹ beschrieben, als eine Gesellschaft, in der
Rassifizierungen einmal ein Hindernis für ein erfolgreiches
Leben gewesen sein mögen, dies heute jedoch, so die
Behauptung, nicht mehr sind. Rassistische
Diskriminierung, während des größten Teils des 20.
Jahrhunderts Gesetz im Süden des Landes und soziale
Gewohnheit im Norden,[c] schuf jedoch Ungleichheiten
zwischen Schwarzen und Weißen in allen Lebensbereichen:
Arbeit, Einkommen, Wohnen und Ausbildung. Nach den
Schwarzen Befreiungskämpfen der 1960er-Jahre sollten
das Ende gesetzlicher Diskriminierung und geläuterte
Einstellungen zur ›Rassenfrage‹ eine neue Ära einläuten;
dem gesellschaftlichen Aufstieg von Afroamerikaner*innen
sollte nun nichts mehr im Wege stehen. Dass heute eine
afroamerikanische Familie im Weißen Haus wohnt, einem
Gebäude, das 1795 von Sklaven erbaut wurde, ist ein
überzeugendes Beispiel dafür, dass es tatsächlich zu einer
Veränderung gekommen ist. Neben dem Präsidenten
Barack Obama gibt es Tausende von Schwarzen, die in
öffentliche Ämter gewählt wurden, Schwarze Unternehmer
und viele prominente Schwarze Hollywood-Stars und
Sportler, die Millionen von Dollars verdienen. Sie alle
bestätigen angeblich die Überwindung des Rassismus in
den USA. Der Erfolg von relativ wenigen



Afroamerikaner*innen wird also als Beleg für die
tatsächliche Farbenblindheit der US-Gesellschaft und das
Ende der Rassendiskriminierung herangezogen. In den
Fällen, in denen es zu rassistischem Verhalten kommt, sind
angeblich persönliche Verfehlungen und mangelnde Moral
daran Schuld. Rassendiskriminierung sei »nicht mehr
endemisch und weder durch das Gesetz noch durch soziale
Gewohnheiten sanktioniert«, meinte Präsident Obama in
einer Rede[5] anlässlich des 50. Jahrestages des Voting
Rights Act von 1965.[d]

Hier wird der Grund dafür ersichtlich, warum die
allgegenwärtige Polizeigewalt, die bis zum Tod führen
kann, sich zu einer derart großen politischen Krise
ausgewachsen hat. Schließlich halten sich die USA nicht
nur still und leise für eine farbenblinde Gesellschaft. Die
Farbenblindheit ist Teil eines Selbstbildes, das unentwegt
zelebriert wird. Sie soll die demokratische Tradition des
Landes beweisen und als Rechtfertigung dafür dienen, dem
Rest der Welt Vorhaltungen zu machen und Anweisungen
zu geben. Die Bundesregierung und Vertreter von sowohl
Republikanern als auch Demokraten haben sie als Vorwand
dafür verwendet, Sozialleistungen und den öffentlichen
Sektor insgesamt zu kürzen, in völliger Verleugnung der
anhaltenden Diskriminierung von Afroamerikaner*innen. In
den 1960er-Jahren war es eine zentrale Forderung der
Bürgerrechtsbewegung, Regierungsmaßnahmen gegen
diskriminierende Praktiken zu ergreifen, um die
Lebensbedingungen von Afroamerikaner*innen zu
verbessern. Das Zelebrieren der USA als ›farbenblind‹ und



›post-racial‹ tut das genaue Gegenteil; es legitimiert die
Untätigkeit der Bundesregierung im Kampf gegen
Diskriminierung.

Die teilweise Aufhebung des Voting Rights Act durch den
Obersten Gerichtshof im Jahr 2013 bestätigt dies. Die
Entscheidung basierte auf der Annahme, dass keine
Afroamerikaner*innen mehr aufgrund von Diskriminierung
von Wahlen ausgeschlossen seien. Man lebe nicht mehr in
den Zeiten von Jim Crow.[e] Der Präsident des Obersten
Gerichtshofs John Roberts meinte, dass sich das Land »in
den letzten 50 Jahren verändert« habe.[6] Natürlich hat
sich das Land verändert. Aber nur weil Zeit vergangen ist,
heißt das nicht, dass die Dinge jetzt besser sind.
Gerechtigkeit ist nicht das Resultat natürlicher Kreisläufe
oder ein Produkt der Evolution. Gerechtigkeit ist das
Resultat gesellschaftlicher Kämpfe.

Die gegenwärtigen Entwicklungen haben nicht nur
Konsequenzen für gewöhnliche Schwarze Menschen,
sondern sie sind auch ein ›Trojanisches Pferd‹, in dem sich
ein viel weitergehender Angriff auf alle Arbeiter*innen,
inklusive weißen und lateinamerikanischen, versteckt.[f]
Afroamerikaner*innen leiden in unverhältnismäßig hohem
Ausmaß unter dem Abbau des Wohlfahrtsstaates, aber in
einem Land mit wachsender ökonomischer Ungleichheit
zwischen den reichsten und ärmsten Menschen gefährden
Sparhaushalte und soziale Kürzungen alle gewöhnlichen
Menschen. Selbst wenn es nicht unmittelbar einleuchten
mag, ist dies ein Beispiel dafür, warum es auch im
Interesse gewöhnlicher weißer Menschen liegt, den



rassistischen Charakter der US-Gesellschaft zu entblößen.
Denn damit wird zugleich die Forderung nach einem
starken Wohlfahrtsstaat erhoben, der den Besitz und die
Ressourcen der Reichen an Menschen der Arbeiterklasse
umverteilt, egal ob Schwarz, Braun oder weiß. Das erklärt,
warum die politischen und ökonomischen Eliten ein so
starkes Interesse an der Idee der Farbenblindheit und dem
Märchen von der USA als Meritokratie haben.

Dass sich jetzt alle Scheinwerfer auf die allgegenwärtige
Polizeigewalt gegen Schwarze Menschen richten – auf die
Misshandlungen, schweren Verletzungen und Ermordungen
–, bringt das Bild der farbenblinden USA ins Wanken und
stärkt die Forderungen nach einer genaueren Prüfung
gängiger Praktiken und Antidiskriminierungsmaßnahmen.
Dabei tauchen unweigerlich größere Fragen auf, etwa wie
es in einer Gesellschaft überhaupt möglich sein kann, dass
die Polizei Afroamerikaner*innen mit einer derartigen
Schamlosigkeit angreift und tötet. Das ist der Grund dafür,
warum die Frage der Polizeigewalt so explosiv ist,
besonders  in Zeiten angeblicher Farbenblindheit und
Schwarzer politischer Macht. In der Tat, die öffentliche
Diskussion über Reformen des Polizeiwesens wurde von
einem Schwarzen Präsidenten, einem Schwarzen
Justizminister und einem Schwarzen Polizeichef (aus
Philadelphia) angeführt. Aber wenn wir beinahe täglich mit
Berichten über Gewalt und Morde durch die Polizei
konfrontiert werden, dann scheint diese historisch
beispiellose Schwarze politische Macht für die Leben



gewöhnlicher Schwarzer Menschen sehr wenig zu
bedeuten, denn diese bleiben ausgesprochen machtlos.

Zwei Schwarze Gesellschaften: getrennt und
ungleich

Wir haben also einen Schwarzen Präsidenten, im
Allgemeinen eine wachsende Zahl Schwarzer Politiker
sowie eine kleine, aber doch beträchtliche Schwarze
ökonomische Elite. Wie kann es sein, dass genau in dieser
Zeit eine soziale Bewegung entsteht, deren bekanntester
Slogan sowohl eine Mahnung als auch eine Affirmation ist?
Black Lives Matter: Schwarze Leben sind etwas wert. Es
wird gerne auf den sozialen Aufstieg mancher Schwarzer
Menschen verwiesen, um die Größe der USA zu feiern.
Präsident Obama selbst sagte: »So lange ich lebe, werde
ich nie vergessen, dass meine persönliche Geschichte in
keinem anderen Land der Welt möglich gewesen wäre«.[7]
Wenn Armut, Gefängnis und vorzeitiger Tod das Leben von
Schwarzen prägen, wird das als Resultat persönlicher
Mängel und fehlender Verantwortlichkeit gesehen. In
Wirklichkeit beruhen die gegensätzlichen Biografien von
Afroamerikaner*innen auf anderen Grundlagen, nämlich
tiefen Klassenunterschieden in der afroamerikanischen
Gemeinde. Diese erlauben es einigen wenigen,
gesellschaftlich aufzusteigen, während die
Lebensbedingungen der großen Mehrheit weiter von der
ökonomischen Ungleichheit diktiert wird, welche die
gesamte amerikanische Gesellschaft durchzieht. Wie



überall sonst auf der Welt hat die neoliberale Ära, das
heißt, die Stärkung des freien Marktes, die Kürzung von
Sozialausgaben und Steuerbegünstigungen für Konzerne
und die Oberschicht, eine soziale Ungleichheit geschaffen,
wie es sie zuletzt in den 1920er-Jahren gab. Im Jahr 2011
wurde zum Aufhänger der Occupy-Bewegung, dass 1  % der
Bevölkerung über 40  % des Reichtums verfügt. Wenn wir
die Inflation mitberechnen, stiegen von 1978 bis 2013 die
Löhne und Entschädigungen für leitende Angestellte von
Großunternehmen um 937  %. Im selben Zeitraum stiegen
die Löhne gewöhnlicher Arbeiter*innen um 10  %.[8] Wie
immer trafen die damit verbundenen Entbehrungen und
Benachteiligungen das Schwarze Amerika besonders stark.

Tatsächlich ist die Schere zwischen Reich und Arm unter
Schwarzen heute ausgeprägter als unter Weißen. Die
reichsten Weißen besitzen 74  Mal mehr als der weiße
Durchschnitt. Aber unter Afroamerikaner*innen ist das
Verhältnis 200:1. Der Anteil von Afroamerikaner*innen am
reichsten Prozent des Landes beträgt 1,4  %. In absoluten
Zahlen entspricht das etwa 16.000 Schwarzen Familien,
von insgesamt 14 Millionen. Das Haushaltsvermögen dieser
Familien liegt im Schnitt bei 1,2 Millionen Dollar; eine
gewöhnliche Schwarze Familie besitzt im Schnitt 6.000
Dollar.[9] Dieser Klassenunterschied hat Auswirkungen
darauf, wie Schwarze Menschen die Welt erfahren und
welche politischen Schlüsse sie daraus ziehen. Es gab
immer Klassenunterschiede unter Afroamerikaner*innen,
aber früher schweißte sie die dunkle Wolke des gesetzlich
verfügten Rassismus zusammen. Heute führt das Fehlen



formaler Schranken für den ökonomischen und politischen
Aufstieg von Afroamerikaner*innen zu einer größeren
Differenzierung. Die ›Community‹ wird immer
unverbindlicher.

Das bedeutet nicht, dass für Schwarze Eliten Rassismus
Geschichte ist. Die Schwarze Elite ist um vieles kleiner als
die weiße. Ihre Angehörigen haben mehr Schulden und
weniger Haushaltsvermögen als reiche Weiße. Aber sie
erfahren Rassifizierung anders als arme
Afroamerikaner*innen der Arbeiterklasse und ziehen
daraus andere Schlüsse. Eine Umfrage des Pew Research
Centers aus dem Jahr 2007 zeigte beispielsweise, dass 40 
% aller Afroamerikaner*innen der Meinung waren, dass
man »aufgrund der Vielfalt innerhalb der Schwarzen
Gemeinde nicht mehr von einer gemeinsamen Erfahrung
sprechen kann«.[10] Außerdem glaubten 61  % der
Schwarzen, dass sich die Werte der Schwarzen Mittelklasse
und der Schwarzen Arbeiterklasse mittlerweile
unterscheiden. Diese Auffassung ist vor allem unter gut
ausgebildeten Schwarzen verbreitet. Die Konsequenzen
davon bekommen jedoch am stärksten
Afroamerikaner*innen mit niedrigem Einkommen zu
spüren.[11]

Den Schwarzen Eliten scheint ihr Erfolg den Wert der
politischen und ökonomischen Grundlagen der US-
Gesellschaft zu bestätigen, genauso wie die individuellen
Mängel derjenigen, denen Erfolg verwahrt bleibt. Es ist
nichts Neues, Schwarze für Schwarze Ungleichheit[g]
verantwortlich zu machen, aber die sozialen Bewegungen



der 1960er-Jahre formulierten eine starke Kritik an den
strukturellen Ursachen Schwarzer Armut. Sie betonten,
dass die Entwicklung der US-Gesellschaft auf der Basis der
Unterdrückung und Ausbeutung von Afroamerikaner*innen
beruhte. In ihrem Buch Black Power prägten der Schwarze
Revolutionär Stokely Carmichael und der
Sozialwissenschaftler Charles Hamilton den Begriff des
›institutionellen Rassismus‹.[12] Der Begriff erwies sich
angesichts der Entwicklung hin zur ›Farbenblindheit‹ und
einer Gleichsetzung von Rassismus mit ›rassistischer
Intention‹ als besonders wertvoll. ›Institutioneller
Rassismus‹ (auch ›struktureller Rassismus‹ genannt)
bezeichnet die Beschlüsse, Programme und Praktiken
öffentlicher wie privater Institutionen, die dazu führen,
dass es unter Afroamerikaner*innen zu mehr Armut,
Zwangsenteignung, Kriminalisierung, Krankheit und
frühzeitigem Tod kommt als beim Rest der Gesellschaft.
Entscheidend sind die Auswirkungen, nicht die Intentionen
der in diese Beschlüsse, Programme und Praktiken
involvierten Individuen. Der Begriff des institutionellen
Rassismus hilft uns besser als jeder andere zu verstehen,
wie in einem Land, das mit so viel Reichtum und
Ressourcen ausgestattet ist wie die USA, Schwarze Armut
weiterbestehen kann. So lässt sich am wirkungsvollsten
den Anklagen begegnen, dass Afroamerikaner*innen für
ihre missliche Lage selbst verantwortlich seien.

Eine Diskussion über die Gründe Schwarzer Ungleichheit
ist alles andere als nebensächlich. Sie ist von großer
politischer Bedeutung für die amerikanische Gesellschaft



im Ganzen. Die Betonung ›Schwarzer Kultur‹ als Ursache
Schwarzer Ungleichheit entspringt nicht einem ›Hass‹ auf
Schwarze Menschen. Sie erlaubt es schlicht, trotz deren
Lebensrealität den Mythos aufrechtzuerhalten, dass in
Amerika sozialer Aufstieg für alle möglich ist, wenn die
Menschen die Chance nur wahrnehmen. Schließlich
herrsche ›Gleichheit für alle‹. Das amerikanische System
soll also von allen Fehlern freigesprochen und die Schuld
an den Problemen von Afroamerikaner*innen diesen selbst
zugeschoben werden. Aber jede ernsthafte Untersuchung
der Schwarzen Geschichte der USA muss den Glauben an
die ›Besonderheit Amerikas‹[h] infrage stellen.

Nach dem Ende der Sklaverei schwankten die gängigen
Erklärungen für Schwarze Armut und Marginalisierung
zwischen biologischen und kulturellen Modellen, aber die
Prinzipien des freien Unternehmertums und der
›widerspruchsvollen‹ amerikanischen Demokratie wurden
niemals infrage gestellt. Erst mit der
Bürgerrechtsbewegung und der Black-Power-Rebellion in
den 1960er-Jahren trat der institutionelle Rassismus als
Erklärungsmodell für Schwarze Ungleichheit an die Stelle
von Modellen, welche die Gründe der Probleme in der
Schwarzen Kultur oder Familienstruktur verorteten. Dieser
Paradigmenwechsel wurde durch den Bericht einer
Regierungskommission gestärkt, die die Gründe für den
gesellschaftlichen Aufruhr der 1960er-Jahre ausfindig
machen sollte. Der Bericht der sogenannten Kerner-
Kommission[i] machte deutlich, dass ›weißer Rassismus‹
für die unter Schwarzen so weit verbreitete Armut



verantwortlich war. In den Worten des Berichts: »Weiße
Institutionen haben dieses Leben geschaffen, weiße
Institutionen verwalten es und die weiße Gesellschaft
billigt es.«[13] Die Rolle, die der Staat selbst in diesem
Prozess spielt, legitimierte die Forderung Schwarzer
Menschen nach staatlichen Interventionen, um gegen
historisch geschaffene Ungerechtigkeiten vorzugehen.
Durchsetzen ließ sich diese Forderung freilich nur, solange
die Bewegung auf der Straße war. Als sie sich in den
1970er-Jahren zurückzog und Republikaner wie
Demokraten mit ihrem gemeinsamen Angriff auf den
Wohlfahrtsstaat begannen, kehrten die Mantras von der
›Kultur der Armut‹ (culture of poverty) und der
›persönlichen Verantwortung‹ als Erklärungen für die
missliche Lage, in der sich viele Schwarze befanden,
zurück.

Auch heute noch ist die Meinung weit verbreitet, dass die
Ursachen für die Probleme, mit denen Schwarze Menschen
zu kämpfen haben, ihnen selbst zuzuschreiben sind.
Präsident Obama erklärte Schwarzen College-Absolventen
bei einer Rede tatsächlich, dass es ›keine Zeit für
Ausreden‹ gäbe – ganz so, als wäre die unverhältnismäßig
hohe Arbeitslosigkeit und die Armut vieler
Afroamerikaner*innen das Ergebnis von ›Ausreden‹. Doch
nicht nur die Schwarze Elite vertritt solche Auffassungen.
53  % aller Afroamerikaner*innen meinen, dass Schwarze,
denen gesellschaftlicher Aufstieg verwehrt bleibt, selbst
daran schuld seien, während nur 30  % die Ursache in
gesellschaftlicher Diskriminierung sehen.[14] Die Existenz



einer Schwarzen Elite scheint zu belegen, dass Schwarze
Ungleichheit das Resultat fehlender Arbeitsethik und
Eigeninitiative ist. Die Wahl Barack Obamas zum
Präsidenten wurde als Gipfel Schwarzer
Aufstiegsmöglichkeiten gefeiert und bestätigte scheinbar
das Ende der Rassendiskriminierung.

Schwarzes Erwachen in Obamas Amerika

Es gibt jedoch immer wieder Momente, welche die
selbstgenügsame Erzählung von einem Ende des Rassismus
in den USA ins Wanken bringen. So versetzte der Mord an
Emmett Till im Jahr 1955[j] der angeblichen moralischen
Überlegenheit einer demokratischen USA inmitten des
Kalten Krieges einen schweren Schlag. Der Schwarze
Befreiungskampf der 1960er-Jahre (als die USA – angeblich
im Namen der Freiheit – einen Krieg in Vietnam führten)
offenbarte den tiefen Rassismus, der das gesamte Land
prägte, sowie die Weigerung, Schwarze Gleichheit oder
Befreiung wirklich zuzulassen. Im Jahr 1992 führte der
Aufstand in Los Angeles[k] im ganzen Land zu
Diskussionen über Rassendiskriminierung. Und im Jahr
2005 brachten die beschämenden Reaktionen der Bush-
Regierung auf die Folgen des Hurrikans Katrina[l] die
glorreichen Selbstdarstellungen der US-Gesellschaft zum
Einsturz – zu einer Zeit, als sich das Land wieder einmal in
einem Krieg befand und als Besatzungsmacht inszenierte,
dieses Mal in Irak und Afghanistan, wie immer im Namen
der Freiheit und Demokratie.



Heute ist es die Geburt einer neuen Bewegung gegen
Rassismus und Polizeigewalt, die die Illusion der
farbenblinden, post-rassistischen USA zerschlägt. Rufe wie
›Hands up, don’t shoot‹, ›I can’t breathe‹ und ›Black lives
matter‹ werden im ganzen Land gehört und Tausende
gewöhnlicher Menschen werden aktiv, um der
ungezügelten Polizeibrutalität und den Morden an
Afroamerikaner*innen ein Ende zu setzen. Es ist selten
möglich zu sagen, wann und wo genau eine soziale
Bewegung entsteht, aber sie ist fast immer voraussehbar.
Jede Woche können wir in Sozialen Medien über
Polizeibeamte lesen, die gewöhnliche Bürger*innen
malträtieren oder Jugendliche töten, die Schwarz und
beinahe immer unbewaffnet sind. Dank Sozialer Medien
gibt es kaum noch eine Verzögerung zwischen Ereignis und
Information. In Mainstream-Medien sind Anklagen gegen
Korruption und Missbrauch im Polizeiwesen lange
systematisch heruntergespielt oder sogar ignoriert worden.
Dies ist nicht mehr im selben Maße möglich in einer Zeit,
in der zahlreiche Menschen mit ihren Smartphones Bild-
und Tonaufnahmen machen und diese auf Online-
Plattformen rasch verbreiten können.

Polizeigewalt hat immer wieder Schwarze Aufstände
ausgelöst, aber, wie erwähnt, ist sie nur die Spitze eines
Eisbergs, nicht das alleinige Problem. Einerseits mag es
überraschen, dass eine neue Schwarze Protestbewegung
ausgerechnet in der Amtszeit Obamas entstanden ist.
Andererseits hat Obamas Regierung nie besondere
Anstrengungen unternommen, um die nach wie vor



enormen Probleme zu lösen, mit denen Schwarze
Gemeinden zu kämpfen haben. Tatsächlich hat sich die
Situation in vielen dieser Gemeinden während der Amtszeit
Obamas verschlechtert. Niemals zuvor hatten sich
Afroamerikaner*innen so für einen
Präsidentschaftskandidaten eingesetzt wie für Obama 2008
und 2012. Sie glaubten an seine Versprechen von Hoffnung
und Veränderung und an ein Ende des Krieges im Irak. Yes,
we can. Am wichtigsten für Afroamerikaner*innen war
vielleicht die Hoffnung, der unglaublichen Gleichgültigkeit
zu entkommen, welche die Regierung von George W. Bush
für das Leiden der Schwarzen Bevölkerung gezeigt hatte,
versinnbildlicht in der ausbleibenden Hilfe nach Hurrikan
Katrina. Doch an dieser Gleichgültigkeit und aktiven
Diskriminierung änderte sich auch unter der Regierung
Obamas nichts. Im Gegenteil. Die Zahlen sprechen für sich:
Der Prozentsatz Schwarzer Arbeitslosigkeit blieb während
der gesamten Amtszeit Obamas zweistellig. Sogar
Schwarze College-Abgänger sind doppelt so oft arbeitslos
wie weiße: 2014 hatten 12  % von ihnen keinen Job,
verglichen mit 4,9  % von weißen.[15] Selbst die
Afroamerikaner*innen, die ›keine Zeit für Ausreden‹
hatten, ins College gingen und, wie es der frühere
Präsident Bill Clinton so gerne ausdrückte, ›den Regeln
folgten‹, haben es also bedeutend schwerer als ihre weißen
Altersgenossen.

Als Politiker und Journalisten die Überwindung der 2008
eingetreten Wirtschaftskrise feierten, schienen sie zu
vergessen, dass sich Afro-amerikaner*innen in einer



ewigen Krise befinden. Das wird allein anhand der 27  %
deutlich, die in Armut leben.[16] Dabei verschleiern die
landesweiten Durchschnittsziffern regionale Extremfälle,
wie sie besonders im Süden der USA oft vorkommen. Aber
auch im Mittleren Westen leben überdurchschnittlich viele
Schwarze in Armut, etwa 46  % in Minnesota, 39  % in
Wisconsin und 34  % in Michigan. Seit Obama im Amt ist,
fiel das Durchschnittseinkommen Schwarzer um 10,9  % auf
33.500 Dollar pro Jahr. Im selben Zeitraum fiel das
Durchschnittseinkommen Weißer um 3,6  % auf 58.000
Dollar pro Jahr.[17] Armut hat eine Reihe weiterer sozialer
Probleme zur Folge: In 26  % der Schwarzen Haushalte
herrscht ›Ernährungsunsicherheit‹ (food insecurity), ein
euphemistischer, bürokratischer Begriff für Hunger, an
dem 30  % der Schwarzen Kinder leiden. 25  % Schwarzer
Frauen haben keine Krankenversicherung. 65  % aller
neuen AIDS-Diagnosen betreffen Schwarze Frauen. In den
großen Städten des Landes ist die Wahrscheinlichkeit für
Schwarze Frauen, per Zwangsdekret ihren Wohnort zu
verlieren, genauso groß wie die für Schwarze Männer, im
Gefängnis zu landen. In Milwaukee machen Schwarze
Frauen 9  % der Bevölkerung aus, sind aber von 30  % aller
Zwangsräumungen betroffen.[18] Die Folgeeffekte von
Rassismus und Armut schreiben sich unerbittlich in das
Leben von Afroamerikaner*innen der Arbeiterklasse ein.

Armut ist nicht der einzige, aber ein wichtiger Faktor, um
das immer größere Wohlstandsgefälle zwischen Weißen
und Afroamerikaner*innen zu verstehen. Während der
letzten 25 Jahre hat sich der Unterschied im


